
20. Beilage im Jahre 1954 zu den stenographischen Sitzungsberichten
des XVII. Vorarlberger Landtages

Regierüngsvorlage Beilage 20

Gesetz
über die Abänderung der Landtagswahlordnung.

Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen:

Die Landtagswahlordnung, LGB1. Nr. 28/ 
1949, wird abgeändert w ie folgt:

1) § 4 hat zu lauten:

„(1) Jede Gemeinde bildet wenigstens 
einen Wahlsprengel.

(2) Gemeinden mit mehr als 1000 Einwoh­
nern und Gemeinden mit großer räumlicher 
Ausdehnung können nach Bedarf in zwei 
oder mehrere Wahlsprengel geteilt werden.

(3) Besondere Wahlsprengel können auch 
für jene Wahlberechtigten geschaffen werden, 
die sich am Wahltage in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt in Pflege befinden oder dort 
Dienst verrichten.

 ̂ (4). Die Festsetzung und Abgrenzung der 
Wahlsprengel obliegt der Gemeindewahl­
behörde. In Gemeinden, die gemäß Abs. (2) 
in mehrere Wahlsprengel geteilt sind, hat die 
Gemeindewahlbehörde einen Wahlsprengel 
zu bestimmen, in dem die auf Grund einer 
Wahlkarte Wählenden ihr Wahlrecht aus­
üben können."

2) § 6 hat zu lauten:

„(1) Die Wahlberechtigten üben ihr Wahl­
recht in der Regel in jenem Wahlsprengel 
aus, in dessen abgeschlossenem Wählerver­
zeichnis sie eingetragen sind.

(2) Auf Grund einer Wahlkarte können 
ihr Wahlrecht außerhalb des in Abs. (1) be-, 
zeichneten Wahlsprengels ausüben:
a) Wahlberechtigte, die zwischen dem Tag 

der Wahlausschreibung (Stichtag) und dem 
Wahltag ihren Aufenthalt zu Studien­
zwecken oder ihren ordentlichen Wohnsitz 
in eine andere Gemeinde verlegen oder 
sich am Wahltag in Ausübung eines öffent­
lichen Dienstes, z. B. als Eisenbahnbedien- . 
stete, außerhalb ihrer Wohngemeinde auf­
halten müssen. Sie haben in Gemeinden, 
die in mehrere Wahlsprengel eingeteilt 
sind, ihr Wahlrecht in dem für sie be­
stimmten Wahlsprengel auszuüben. .

b) Wahlberechtigte, die sich am Wahltag in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt in Pflege

befinden oder dort Dienst verrichten, so­
fern für diese Anstalt ein besonderer 
Wahlsprengel geschaffen worden ist.

c) Wahlberechtigte, die .am Wahltag bei einer 
Wahlbehörde als Mitglieder, Wahlzeugen 
oder Hilfskräfte tätig sind, vor dieser 
Wahlbehörde.

(3) Die Wahlkarte ist den Wahlberechtig­
ten von der Gemeindewahlbehörde jener Ge­
meinde, in deren abgeschlossenem Wähler­
verzeichnis sie eingetragen sind, nach dem 
im Anhang folgenden Muster auszustellen, 
wenn sie unter Nachweis der hiefür .gemäß 
Abs. (2) nötigen Voraussetzungen spätestens 
am Tage vor der Wahl schriftlich oder münd­
lich darum unsuchen. Gegen die Verweigerung 
der Wahlkarte steht ein Rechtsmittel nicht zu. 
Die Ausfertigung von Gleichstücken für ver­
lorene oder unbrauchbar gewordene Wahl­
karten ist nicht zulässig.

(4) Die. Ausstellung der Wahlkarte ist im 
Wählerverzeichnis beim Namen des Wahl­
berechtigten auffällig anzumerken.

(5) Die Besitzer von Wahlkarten können 
ihr Wahlrecht gegen Rückgabe der Wahlkarte 
auch in dem gemäß Abs. (1) für sie zuständi­
gen Wahlsprengel ausüben."

3) In § 11 ist folgender Abs. (5) anzufügen:

„(5) Soweit geeignete Beisitzer und Er­
satzmänner von den Parteien nicht fristgerecht 
vorgeschlagen werden, sind sie aus den am 
Sitz der zu bestellenden Wahlbehörde wahl­
berechtigten Personen von Amts wegen zu 
berufen."

4) In Abs. (4) des § 12 ist als zweiter Satz 
anzufügen:

„Wer die Annahme oder die Ausübung 
dieses Amtes verweigert, begeht eine Ver- 
waltungsübertretung."

5) Dem § 39 ist folgender Satz anzufügen:

„Eine Übergabe des Wählerverzeichnisses 
an die für die besonderen Wahlsprengel (§ 4, 
Abs. (3)) eingerichteten Sprengelwahlbehör­
den findet nicht statt,"
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6) In _Abs., (2), Z. 2 des § 41, haben an die 
Stelle der Worte „und der Adresse" ein Bei­
strich und anschließend -die Worte „der 
Adresse und der eigenhändigen Unterschrift" 
zu treten.

7) § 47 hat zu lauten:

„(1) Die Gemeindewahlbehörde bestimmt 
für jeden Wahlsprengel das Wahllokal sowie 
Beginn und Dauer der Stimmabgabe (Wahl­
zeit). Wenn für Heil- und Pflegeanstalten des 
Gemeindebereiches ein' besonderer Wähl- 
sprengel eingerichtet ist,, so ist das Wahllokal 
und die Wählzeit für jede dieser Anstalten 
besonders festzusetzen. -

(2) D/ie Wahlzeit ist so festzusetzen, daß 
die Ausübung des Wahlrechtes für alle Wäh­
ler gesichert ist.

(3) Die Wahispr-engel, die Wahllokale und 
die Wahlzeiten sind vom Gemeinde wiahlleiter 
spätestens sieben Tage vor dem Wahltag auf 
ortsübliche Weise, jedenfalls auch, durch An­
schlag an -der Amtstafel der Gemeinde und 
an den Gebäuden der Wahllokale kundzu­
machen, sowie der Bezirkswahlbehörde und 
der Land es wahlbehörde zur Kenntnis zu brin­
gen."

8) § 49 hat zu lauten:
„(1) Im Gebäude des Wahllokales und in 

einem von der Gemeindewahlbehörde zu be­
stimmenden Umkreis um dasselbe ist am 
Wahltag jede Art der Wahlwerbung, insbe­
sondere durch Ansprachen an die Wähler; 
durch Anschlag oder Verteilung von Wahl­
aufrufen oder Wahlwerbelisten u. dgl., ferner 
jede Ansammlung sowie das Tragen von 
Waffen jeder Art verböten. Das Verbot des 
Tragens von Waffen bezieht sich nicht auf 
jene Waffen, die von den im Verbotsbereich 
Dienst leistenden öffentlichen Siicherheits- 
organen. nach ihren dienstliehen Vorschriften 
zu tragen sind.

(2) Es ist dafür zu sorgen, daß der Ver­
kehr der Wähler zu und von dem*Wahllokal 
sich ungestört vollziehen kann.

(3) Die Übertretung der in Abs. (1) be- 
zeichneten Verbote wird von der Bezirks-Ver­
waltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 1000 
Schilling oder Arrest bis zu vier Wochen ge­
ahndet.

(4) Die gemäß Abs. (1) bestehenden Ver­
bote und der Umkreis, in dem sie gelten, sind 
vom Gemeindewählleiter mit einem 'Hinweis 
auf die für die Übertretung der Verbote an­
gedrohte Strafe auf ortsübliche Weise, jeden­

falls auch durch Anschlag -an der Amtstafei 
der Gemeinde und an -den Gebäuden, der 
Wähllokale kundzumachen. Die Kundmachung 
kann mit der durch § 47, Abs. (3), vorgeschrie­
benen vereinigt werden."

9) In Abs. (1) des § 54 sind nach dem Worte 
„legt" die Worte „gegebenenfalls seine Wahl- 
karte (§, 6) und seinen Wählausweis (§ 40) 
sowie" einzufügen.

10) In § 54 ist folgender Abs. (5) anzufügen:
„(5) Wenn für Heil- und Pflege anstalten

besondere Wahlsprengel gemäß; § 4, Abs. (3), 
geschaffen sind, so hat die Sprengelwahl­
behörde, nachdem die gehfähigen Wiahl- 
berechtigten ihre Stimmen im vorgeschriebe­
nen Wahllokal abgegeben haben, die Stim­
men der bettlägerigen Wahlberechtigten in 
deren Liegeräumen entgegenzunehmen. Hie­
bei sind die für die Stimmabgabe bestehenden 
allgemeinen Vorschriften zu beachten, ins­
besondere ist durch geeignete Vorkehrungen, 
dafür zu sorgen, daß die Wahlberechtigten 
bei der Ausfüllung des Stimmzettels und des­
sen Einlegung in das Wählkuvert -nicht be­
obachtet. werden können. Der leitende An­
staltsarzt kann in Einzelfällen Anstaltspfleg­
lingen di-e Ausübung des Wahlrechtes aus 
gewichtigen medizinischen Gründen unter­
sagen."

11) Abs. (2) des: § 55 -hat zu lauten:
„(2) Wählkartenwähler haben die Wahl­

karte bei der Stimmabgabe abzugeben. Die 
.Wahlkarte ist mit' der den Wähler betreffen­
den Zahl des Abstimmungsverzeichnisses zu 
versehen und der Niederschrift über den 
Wahlvorgang anzuschließen. Wenn-der Wahl­
sprengel nicht ausschließlich für Wahlkarten- 
wähler bestimmt ist, so sind -deren Namen im 
Wählerverzeichnis unter fortlaufenden Zahlen 
anzufügen und in der Niederschrift über den 
Wahlivorgang anzumerken."

12) In Abs. (3) des § 60 hat die Bestimmung 
lit.- b) zu lauten: ,,fo) 20— 22 cm lang und 13 
bis 15 cm breit ist und"

13) . In Abs. (6), lit. -b), des § 60 hat das Wort 
„wesentlich." zu entfallen..

14) . § 83 hat zu lauten:
„Beginn und Lauf einer in -diesem Gesetz 

vorgesehenen Frist werden -durch Sonntage 
oder andere öffentliche Ruhetage nicht behin­
dert. Die Tage des Postenlaufes werden in 
die Frist eingerechnet. Zur Entgegennahme 
von Anbringen sind die Wahlbehörden nur 
während der Amtsstunden verpflichtet. Sie
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haben Amtsstunden auch für Sonntage und 
andere öffentliche Ruhetage festzusetzen, 
wenn in diesem Gesetz festgesetzte Fristen 
an solchen Tagen ablaufen. Die Amtsstunden 
der Wahlbehörden sind ortsüblich, jedenfalls

auch durch Anschlag am Amtsraum der Wahl- 
behörde kundzumachen."

15) Der bisherige § 83 hat die neue Bezeich­
nung „§ 84" zu erhalten.

Gemeinde:

Zu- und Vorname:

Wahlsprengel

W a h l  k a r t e

Anlage

Beruf, Geburtsjahr, Familienstand:

W  ohnungs ans chrif t :

ist im abgeschlossenen Wählerverzeichnis des Wahlsprengels . . . . . .  unter ZI. .. .. ..
eingetragen und 'berechtigt, das Wahlrecht außerhalb des vorbezeichneten Wahlsprengels 
äuszuüben.

Die Wahlkarte entbindet ihren Inhaber nicht vom vorgeschriebenen Identitätsnach­
weis. Sie ist bei der Stimmabgabe der Wahlbehörde zu übergeben.

.............. . . . , am . . . . . .  Z . . Der Gemeindewahlleiter:

B e r i c h t

Die Erfahrungen, die anläßlich der Land­
tagswahlen :im Jahre 1949. mit der geltenden 
Landtagswahlordnung, LGB1. Nr. 28/1949, ge­
macht wurden, lassen einige Änderungen und 
Ergänzungen dieses Gesetzes angezeigt er­
scheinen. Die vorgesehenen Gesetzesänderun­
gen bezwecken die Beseitigung apfgetretener 
Unklarheiten und die .Anpassung- des Ge­
setzes an die tatsächlichen Gegebenheiten. 
Es handelt sich hiebei um Gesetzesänderun­
gen, denen in ■ihrer Auswirkung auf den Vor­
gang und das Ergebnis der Wahl keine be­
sondere Bedeutung zukommt und die die 
Grundgedanken der Landtagswahlordnung 
uriberührt lassen. Im einzelnen wird. bemerkt:

■ Z u 1.) : Um -den um Wahltage in einer 
Heiß und .Pflegeanstalt befindlichen Wahl­
berechtigten die Stimmabgabe .zu erleichtern 
oder überhaupt zu ermöglichen, ist über An­
regung von Spitalsgemeinden die Errichtung 
besonderer Wahlsprengel vorgesehen. Die 
Stimmabgabe dieses Personenkreises auf 
Grund von Wählkarten vor „fliegenden" 
Wahlbehörden iist bereits bisher geübt wor­

den und hat sich a ls , praktisch und -zweck­
mäßig erwiesen. Sie soll nun gesetzlich fun­
diert werden. Auch in der Nationalrats Wahl­
ordnung ist -diesem Bedürfnis der Praxis-Rech­
nung getragen worden.

"Ferner soll die Festsetzung und Abgren­
zung der Wahlsprengel sowie die Bestim­
mung des für Wahlkaxtenwähler zuständigen 
Spreng eis der Gemeindewahlbehörde und 
nicht wie bisher der Bezirkswahlbehörde ob­
liegen. Dieser Änderung liegt der Gedanke 
zugrunde, daß die .Gemeindewahlbehörde die 
maßgeblichen Verhältnisse am besten be­
urteilen kann, sso daß es nicht zweckmäßig 
erscheint, mit dieser Aufgabe die Bezirksver­
waltungsbehörde zu belasten. Auch die -Na­
tionalrats Wahlordnung hat diese Funktion 
den Gemeindewahlbehörden übertragen. Im 
übrigen kommt der Übertragung .dieser Zu­
ständigkeit keine besondere Bedeutung zu, 
da sich die Einteilung der Wahlspr.engel wohl 
für lange Zeit kaum ändern wird.

:Zu 2).: Diese Änderung, verfolgt vor 
d tp-m den Zweck, im Interesse einer klaren
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un-d übersichtlichen Rechtslage die bisher im 
Verordnungswege zu treffenden Anordnun­
gen über Inhalt und Ausstellung der Wahl­
karte sowie die Voraussetzungen hiefür im 
Gesetze selbst zu regeln. Durch diese Zusam­
menfassung der Wahlvorschriften sollen Ver­
fahr ensmängel und langwierige Berufungs­
verfahren tunlichst unterbunden werden. Die 
nun in das Gesetz selbst eingebauten Bestim­
mungen lehnen sich weitgehend an die Na­
tionalratswahlordnung an. Die weiteren Än­
derungen ergeben sich aus der Neufassung 
des § 4. >

Zu 3 ) : Die Parteien haben von ihrem 
Vorschlagsrecht für die Bestellung der Bei­
sitzer der Wahlbehörde und ihrer Ersatzmän­
ner mehrfach nicht oder nur unzureichend 
Gebrauch gemacht. Die Bürgermeister sind in 
diesen Fällen angewiesen Worden, geeignete 
Personen von Amts wegen vorzuschlagen. 
Diese unentbehrliche Notmaßnahme soll nun 
gesetzlich untermauert werden.

Zu 4) : Die Festsetzung einer Verpflich­
tung hat nur dann einen Wert, wenn, die 
Nichtbefolgung dieser Verpflichtung unter 
Sanktion gestellt wird. Diesem Erfordernis 
soll durch die gegenständliche Ergänzung 
Rechnung getragen werden. .

Zu 5),: Dieser Bestimmung liegt der 
Umstand zugrunde, , daß vor den . Sprengel­
wahlbehörden der für die Heil- und Pflege­
anstalten vorgesehenen besonderen Wahl­
sprengel nur Wahlkartenwähler ihr Stimm-, 
recht ausüben können. Die übergäbe des 
Wählerverzeichnisses an diese Wahlbehörden 
wäre daher inhaltlich nicht gerechtfertigt und 
würde lediglich eine Verwaltungserschwerung 
darstellen.

Zu 6) : Es ist vor gekommen, daß Wahl­
vertreter ohne ihre Zustimmung auf Wahl­
vorschläge gesetzt wurden, so daß sie erst 
auf Grund der Veröffentlichung der Partei­
listen von ihrer Kandidatur Kenntnis erhalten 
haben und dann unter Protest auf ihre Kan­
didatur verzichteten. Diesem Mißstand soll 
die vorgesehene Änderung Vorbeugen.

Zu 7) : Diese Änderung ergibt sich als 
Folge der unter Punkt 1) vorgesehenen Be­
stimmung, wonach die Festsetzung und Ab­
grenzung' der Wahlsprengel nicht mehr von 
der Bezirksverwaltungsbehörde, sondern von 
der Gemeindewahlbehörde vorzunehmen ist. 
Es treffen hiefür dieselben Motive zu, wie sie 
an der erwähnten Stelle bereits aus geführt 
wurden. Weiter wurde die im Abs. (3) vor­

gesehene Frist aus Zweckmäßigkeitsgründen 
an die entsprechende Frist der Gemeinde- 
Wahlordnung angeglichen.

Zu 8) : Die Festsetzung des Verbots­
bereiches stellt eine rein örtliche Sicherheits­
maßnahme dar und soll daher in Hinkunft der 
Gemeindewahlbehörde überlassen sein, wie 
dies auch für die Nationalratsw.ahlen und Ge­
meindewahlen schon bisher vorgesehen war. 
Ferner ist das Alkohblverbot für den Wahl­
tag wohl entbehrlich, zumal es schon bisher 
meist nur auf dem Papier stand und angesichts 
der politischen Besonnenheit der Vorarlber­
ger Bevölkerung als unnötige Bevormundung 
empfunden wird. Aus diesen beiden Er­
wägungen ergibt sich die vorgesehene Neu­
fassung dieser Gesetzesstelle.

Zu  9) : Ein Hinweis auf die Wahlkarte 
und den Wahlausweis erscheint bei der Be­
deutung dieser Ausweispapiere wohl . an­
gezeigt.

Zu  10 ) :  Die Schaffung der besonderen 
Wahlsprengel für Heil- und Pflegeanstalten 
machte die Regelung der Stimmabgabe vor 
der fliegenden Wahlbehörde notwendig. Die 
vorgesehene Fassung entspricht weitgehend 
der bezüglichen Regelung, in der Nationalrats-. 
Wahlordnung, die sich bereits als brauchbar 
erwiesen hat. Das UnterssM&ungsrecht des 
leitenden Anstaltsarztes, das in der, National­
ratswahlordnung gleichfalls enthalten ist, soll 
verhindern, daß die Ausübung, des Wahl­
rechtes eine besondere Gefährdung des Ge­
sundheitszustandes eines Patienten zur Folge 
hat oder daß eine Gefährdung der Umwelt 
(z. B. bei Infektlionskranken) eiintreten kann.

Z u 11 ) :  Die Abänderung ergibt sich zum 
Teil aus der Notwendigkeit, die Pflicht zur 
Abgabe der Wahlkarten gesetzlich vorzu­
schreiben, zum Teil aus der Errichtung be­
sonderer Wahlsprengel für Heil- und Pflege­
anstalten, wo nur Wahlkartenwähler ihr 
Stimmrecht ausüben können.

Zu  12 ) :  Diese Änderung dient der mög­
lichsten Wahrung des verfassungsrechtlich 
geforderten Wahlgeheimnisses. Es steht näm­
lich dem Wähler nicht frei, für seine Person 
auf das Wahlgeheimnis zu verzichten, da 
hiedurch nach dem Muster aller, totalitären 
Regime zwangsläufig das Wahlgeheimnis 
jener Wähler verletzt wird, die auf die Ge­
heimhaltung nicht verzichten. Zur Sicherung 
des Wahlgeheimnisses erscheint es ange­
bracht, auch die Größe des Stimmzettels- ge-
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haiiier wie bisher vorzuschreiben, da der 
Wahlleiter aus der verschiedenen Größe des 
Stimmzettels, die sich besonders beim ge­
falteten Stimmzettel im. Kuvert feststellen 
läßt, auf die Art der Wahl schließen kann. 
Auf die Vorschrift, daß die Wahlkuverte 
durch den Wahlleiter in die Urne zu legen 
sind, kann nämlich nicht verzichtet werden, 
da nur auf diesem W ege das Einwerfen meh­
rerer Kuverte zuverlässig verhindert werden 
kann. Die neuen Ausmaße des Stimmzettels 
wurden so gewählt, daß die Namen aller zu 
wählenden Vertreter und Ersatzmänner dar­
auf deutlich leserlich Platz finden können. 
Diese Größe macht für die Einlegung des 
Stimmzettels in das Wahilpcuvert eine) ein­
malige Faltung desselben notwendig. Die 
Verwendung doppelt so großer Stimmzettel 
soll nicht mehr gestattet sein.

Zu 13 ) :  Die Ausmaße der Stimmzettel 
sind so geregelt, daß der erwünschte Spiel­
raum reichlich geboten ist. Es soll daher das 
Wort „wesentlich", das lediglich Unklarheit 
schafft, entfernt werden.

Zu 14 ) :  Das Allgemeine Verwaltungs­
verfahrensgesetz, das u. a. auch die Berech­
nung der Fristen regelt, findet auf die Vor­
schriften zur Durchführung der Wahlen zum 
Landtag keine Anwendung. Eine Ausnahme 
besteht lediglich hinsichtlich des Strafverfah­
rens. Es erscheint daher notwendig, die Be­
rechnung der in diesem Gesetz vorgesehenen 
Fristen zu regeln, was am zweckmäßigsten in 
einem neuen § 83 erfolgen kann. Da im 
Wahlverfahren die Zeit immer knapp bemes­
sen ist, konnte auf die entsprechenden Be­
stimmungen des Allgemeinen Verwaltungs­
verfahrensgesetzes nicht zurückgegriffen wer­
den. Die Sonderregelung lehnt sich daher an 
die entsprechende Bestimmung der National- 
ratswahlordnung ah. Bei dieser Gelegenheit 
soll auch in der aufgetauchten Streitfrage, ob 
Fristen bis zum Schluß der Amtsstunden oder 
bis 24 Uhr des letzten Fristtages ausgenutzt 
werden können, Klarheit geschaffen werden.

Zu 15 ) :  Diese -Änderung ergibt sich als 
Folge der Einschiebung des neuen § 83.
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